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Termine März 2006 
Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden 
Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag 
der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2  Für den abgelaufenen Monat. 
3  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung 
durch 

  Überweisung1 Scheck 
Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag2 

10.3.2006 13.3.2006 10.3.2006 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der 
darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich mit 
einer nach dem 31.12.2004 erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.3.2006 13.3.2006 10.3.2006 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.3.2006 13.3.2006 10.3.2006 

Umsatzsteuer3 10.3.2006 13.3.2006 10.3.2006 
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Einkunfterzielungsabsicht ist bei gewerblicher Ferienhausvermietung  

stets erforderlich 
Wird eine Ferienwohnung ausschließlich an wechselnde Feriengäste vermietet und in den 
Leerstandszeiten hierfür bereitgehalten, gilt folgende Vermutungsregel: Es ist ohne Vorlage einer 
Prognoserechnung von einer Überschusserzielungsabsicht auszugehen. Auch wenn sich über einen 
längeren Zeitraum ein Werbungskostenüberschuss ergibt, sind die Verluste bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung zu berücksichtigen. Dabei ist unerheblich, ob der Eigentümer der 
Ferienwohnung diese in eigener Regie oder durch Einschaltung eines Dritten vermietet. Nach Ansicht der 
Finanzverwaltung muss die ausschließliche Fremdvermietung allerdings auf Dauer angelegt sein. 
Die Vermietung einzelner Ferienwohnungen kann auch ein Gewerbebetrieb sein. Dies ist der Fall, wenn 
vom Vermieter bestimmte, ins Gewicht fallende, bei der Vermietung von Räumen nicht übliche 
Sonderleistungen erbracht werden und die Vermietung mit einem Beherbergungsbetrieb (Hotel) 
vergleichbar ist. Ein Gewerbebetrieb liegt ebenfalls vor, wenn wegen eines besonders häufigen Wechsels 
der Mieter eine gewisse, einem gewerblichen Beherbergungsbetrieb (Fremdenpension, Hotel) 
vergleichbare unternehmerische Organisation erforderlich ist. 
Das Niedersächsische Finanzgericht1 entschied, dass die zuvor angesprochene Vermutungsregel nur für 
den Bereich der Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung gilt. Bei der gewerblichen Vermietung einer 
Ferienwohnung ist stets eine Totalgewinnprognose durchzuführen. Es ist also zu prüfen, ob die 
gewerbliche Vermietungstätigkeit mit Gewinnerzielungsabsicht ausgeübt wird. 
Es bleibt abzuwarten, ob der Bundesfinanzhof diese Auffassung bestätigt. 
 

Kaufpreisaufteilung bei teilentgeltlichen Übertragungen 
Erwirbt jemand ein Zweifamilienhaus teilweise entgeltlich und teilweise unentgeltlich, kann die 
Zuordnung des Kaufpreises von den Vertragsparteien frei bestimmt werden. Nach einer Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs2 ist es möglich, den Übertragungsvertrag so zu gestalten, dass eine Wohnung 
unentgeltlich und die andere, zur Vermietung bestimmte Wohnung gegen Zahlung eines Kaufpreises 
übertragen wird. 
Es ist nicht zu beanstanden, wenn die Vertragsparteien eine für sie möglichst günstige Gestaltung wählen. 
Das Motiv Steuern zu sparen, kann dabei das durchaus entscheidende Gestaltungsmoment sein. Grenzen 
sind lediglich dort gesetzt, wo eine Gestaltung nur zum Schein gewählt wird oder der vereinbarte 
Kaufpreis für die entgeltlich erworbene Wohnung deren Verkehrswert übersteigt. 
 
 

Vorzeitige Auflösung einer Ansparrücklage 
Unternehmen können unter bestimmten Voraussetzungen eine Ansparrücklage für die künftige 
Anschaffung oder Herstellung von neuen beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens bilden.3 
Die Rücklage beträgt maximal 40 % für jedes Wirtschaftsgut, dessen Anschaffung oder Herstellung 
beabsichtigt wird.4 Dabei muss die Funktion und die Höhe der voraussichtlichen Anschaffungs- oder  
Herstellungskosten für jedes einzelne Wirtschaftsgut dokumentiert werden.5 Die Bildung einer Rücklage 
ist auch Voraussetzung für die Sonderabschreibung der Wirtschaftsgüter.6 

                                                 
1 Niedersächsisches FG, Urt. v. 22.11.2004, 15 K 160/01, (Revision eingelegt, Az. BFH: IV R 6/05), EFG 2005, S. 1764, 

LEXinform-Nr. 5000902. 
2 BFH, Urt. v. 27.7.2004, IX R 54/02, BFH/NV 2005, S. 2269, DB 2005, S. 2561, DStRE 2005, S. 1379, 

LEXinform-Nr. 5900291. 
3 § 7g Abs. 3 EStG. 
4 § 7g Abs. 3 EStG. 
5 BFH, Urt. v. 12.12.2001, XI R 13/00, DStR 2002, S. 672, BFH/NV 2002, S. 708, LEXinform-Nr. 0574234. 
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Die Rücklage ist in dem Jahr aufzulösen, in dem das Wirtschaftsgut angeschafft worden ist. Wird ein 
Wirtschaftsgut, für das eine Rücklage gebildet worden ist, nicht angeschafft, ist die Rücklage spätestens 
am Ende des zweiten auf die Bildung der Rücklage folgenden Wirtschaftsjahrs aufzulösen.7 In diesem 
Fall ist der Gewinn des Wirtschaftsjahrs, in dem die Rücklage aufzulösen ist, für jedes Wirtschaftsjahr, in 
dem die Rücklage bestanden hat, um 6 % des aufgelösten Rücklagenbetrags zu erhöhen. 
Wird die Absicht der Anschaffung oder Herstellung eines Wirtschaftsguts, für das eine Rücklage gebildet 
worden ist, aufgegeben, kann die Rücklage auch vorzeitig aufgelöst werden.8 Dies hat der 
Bundesfinanzhof9 jetzt bestätigt. 
Im entschiedenen Fall hatte der Kläger den Antrag auf Auflösung der Rücklage allerdings erst nach 
Bestandskraft des Einkommensteuerbescheids gestellt und war deshalb mit seinem Antrag gescheitert. 
 
 

-Gesetzesänderungen ab 2006 - 
 

Nicht nur die Eigenheimzulage wird abgeschafft 
Kurz vor Jahresende sind das „Gesetz zu Abschaffung der Eigenheimzulage“10 und das „Gesetz zum 
Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm“11 verabschiedet worden. Ab dem 1.1.2006 ergeben sich 
folgende Änderungen: 
• Die Eigenheimzulage wird abgeschafft. Betroffen sind Anschaffung oder Herstellung von Objekten 

nach dem 31.12.2005. 
• Die Freibeträge für Abfindungen entfallen. Ausgenommen davon sind Zahlungen für Abfindungen, 

auf die vor dem 1.1.2006 ein Anspruch bestand oder bei denen ein Verfahren anhängig ist. Für diese 
Abfindungen kann der Freibetrag in Anspruch genommen werden, wenn die Zahlung vor dem 
1.1.2008 erfolgt. Die begrenzte Steuerfreiheit von Übergangsgeldern an Soldaten wird aufgehoben. 
Lediglich in den Fällen, in denen das Dienstverhältnis vor dem 1.1.2006 begründet wurde, bleibt die 
Vergünstigung für Zahlungen vor dem 1.1.2009 erhalten. 

• Die begrenzte Steuerfreiheit der vom Arbeitgeber an seine Arbeitnehmer gezahlten Heirats- und 
Geburtsbeihilfen entfällt. 

• Außerdem wird die degressive Abschreibung für Mietwohngebäude, die nach dem 31.12.2005 
angeschafft oder hergestellt werden, abgeschafft. Ab dem 1.1.2006 angeschaffte oder hergestellte 
Mietwohngebäude sind einheitlich mit 2 % abzuschreiben (mit 2,5 % für Objekte, die vor dem 
1.1.1925 hergestellt worden sind). 

Entgeltliche Weitergabe von Tankquittungen soll bestraft werden 
Bei Internetauktionen werden vermehrt Tankquittungen versteigert, mit deren Hilfe der potenzielle 
Käufer Betriebsausgaben oder Werbungskosten geltend macht. Bisher können sich die Verkäufer darauf 
berufen, für die weitere Verwendung der Belege durch den Käufer nicht verantwortlich zu sein. 
Die Bundesregierung plant, auch die unberechtigte Weitergabe von Belegen als Steuerordnungswidrigkeit 
zu verfolgen.12 Erfasst werden soll nur die gezielte Weitergabe von Belegen gegen Entgelt. Eine 
unbeabsichtigte Verschaffung der Verfügungsmacht an Belegen, z. B. durch das Zurücklassen von 
Kassenbelegen an der Verkaufstheke, wird keine Ordnungswidrigkeit sein. 
                                                                                                                                                                            
6 § 7g Abs. 1 EStG. 
7 § 7g Abs. 4 EStG. 
8 BMF, Schr. v. 25.2.2004, IV A 6 - S 2183b - 1/04, BStBl 2004 I, S. 337, Tz. 28, LEXinform-Nr. 0578173. 
9 BFH, Urt. v. 21.9.2005, X R 32/03, DB 2005, S. 2664, LEXinform-Nr. 5001316. 
10 §§ 3, 7, 52 EstG i. d. F. d. Gesetzes zum Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm, LEXinform-Nr. 0172064. 
11 Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage, LEXinform-Nr. 0172085. 
12 § 379 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 AO i. d. F. d. Entwurfs eines Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen, 

LEXinform-Nr. 0172120. 
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1 %-Regelung bei gewillkürtem Betriebsvermögen nicht mehr möglich 
Auf Grund einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs13 ist es auch solchen Unternehmern gestattet, 
gewillkürtes Betriebsvermögen zu bilden, die ihren Gewinn mittels einer Einnahmen-
Überschussrechnung ermitteln. Voraussetzung dafür ist, dass das Wirtschaftsgut nicht nur in 
geringfügigem Umfang betrieblich genutzt wird. Eine Nutzung zu 10 % bis 50 % für betriebliche Zwecke 
ist ausreichend. Die Zuordnung des Wirtschaftsguts zum gewillkürten Betriebsvermögen muss durch 
entsprechende, zeitnah erstellte Aufzeichnungen erfolgen. 
Bei privater Nutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs war bisher die so genannte 1 %-Regelung 
anzuwenden, wenn der Unternehmer kein Fahrtenbuch führte, nach dem die tatsächlichen Privatfahrten 
ermittelt werden konnten. Diese Regelung bestand auch für Kraftfahrzeuge, die als gewillkürtes 
Betriebsvermögen behandelt wurden. 
Ab 1.1.2006 muss der Unternehmer glaubhaft machen,14 dass er das Kfz zu mehr als 50 % betrieblich 
nutzt.15 Liegt die betriebliche Nutzung nur zwischen 10 % bis 50 %, ist die 1 %-Regelung nicht mehr 
anzuwenden. Stattdessen sind die auf die geschätzte Privatnutzung entfallenden Kosten anzusetzen. 
Beispiel: 
Zahnarzt A behandelt seinen Pkw als gewillkürtes Betriebsvermögen. Die betriebliche Nutzung des Pkw 
beträgt 40 %. Die 1 %-Regelung entfällt, da das Fahrzeug zu nicht mehr als 50 % betrieblich genutzt 
wird. Danach sind 60 % der Kosten des Pkw als Entnahme anzusetzen. 
 

Abschreibungssätze sollen erhöht werden 
Angeschaffte oder hergestellte bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens können nicht sofort als 
Betriebsausgaben angesetzt werden. Die Aufwendungen sind entsprechend der Nutzungsdauer in gleichen 
Jahresbeträgen zu verteilen (lineare AfA). Es ist aber auch eine Abschreibung in fallenden Jahresbeträgen 
vom jeweiligen Buchwert möglich (degressive AfA). Der Abschreibungssatz ist bisher auf 20 % 
beschränkt. 
Zur Belebung der Investitionstätigkeit soll dieser Abschreibungssatz im Jahr 2006 auf 30 % erhöht 
werden.16 

Kinderbetreuungskosten: Erweiterung der Abzugsfähigkeit 
Bisher können Alleinstehende mit einem im Haushalt lebenden Kind, das das 14. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, Aufwendungen für die Betreuung des Kindes als außergewöhnliche Belastung geltend 
machen, wenn diese Aufwendungen 1.548 € im Jahr übersteigen. Diese Regelung gilt auch bei Kindern, 
die sich auf Grund einer vor dem 27. Lebensjahr eingetretenen Behinderung nicht selbst unterhalten 
können. Voraussetzung ist weiterhin, dass der/die Alleinstehende entweder erwerbstätig ist, sich in 
Ausbildung befindet, behindert oder krank ist. Bei Ehegatten müssen beide diese Voraussetzungen 
erfüllen. Die Höhe der abzugsfähigen Kosten ist auf 750 €, bei zusammenveranlagten Ehegatten auf 
1.500 € beschränkt. 
Nach einem Gesetzesentwurf17 sollen ab 2006 Kinderbetreuungskosten bis zu 1.000 € pro Kind und pro 
Jahr wie Betriebsausgaben abzugsfähig sein. Voraussetzung wird sein, dass sie Einkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb, aus selbstständiger Arbeit oder aus nichtselbstständiger Arbeit18 
erzielen. 

                                                 
13 BFH, Urt. v. 2.10.2003, IV R 13/03, BStBl 2004 II, S. 985, DB 2003, S. 2681, DStR 2003, S. 2156, LEXinform-Nr. 0816477. 
14 Nach der Gesetzesbegründung soll die Führung eines Fahrtenbuchs nicht zwingend erforderlich sein. 
15 § 6 Abs. 1 Nr. 4 S. 2 EstG i. d. F. d. Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen, 

LEXinform-Nr. 0172120. 
16 § 7 Abs. 2 EstG i. d. F. d. Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung. 
17 § 4f EstG i. d. F. d. Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung. 
18 § 9a Satz 1 Nr.1a EStG (analog zu § 4f EStG). 
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Zusammenlebende Ehegatten können diesen Vorteil ebenfalls in Anspruch nehmen, allerdings nur dann, 
wenn sie beide erwerbstätig sind. Der Betrag von 1.000 € ist je zur Hälfte bei den Ehegatten abzugsfähig, 
wenn sie keine andere Aufteilung wählen. 
Schulgeld, Nachhilfe-, Fremdsprachen- oder Musikunterricht sowie die Mitgliedsbeiträge an 
Sportvereine, Tennis-, Reit- oder sonstiger Sportunterricht sind nicht als Kinderbetreuungskosten 
abzugsfähig. Für beschränkt steuerpflichtige Kinder sind die Aufwendungen nach den Verhältnissen des 
Wohnsitzstaates zu kürzen. 
Für nicht erwerbstätige Alleinstehende bleibt es bei der alten Regelung, die auch für Ehegatten gilt, bei 
denen nur einer erwerbstätig ist und der andere sich in Ausbildung befindet, behindert oder krank ist.19 

 

Lukratives Steuersparmodell ab 1.1.2006 nicht mehr möglich 
Findige Steuerbürger hatten in den letzten Jahren ein Modell entwickelt, bei dem z. B. Wertpapiere in 
einem Jahr angeschafft und als Umlaufvermögen in der Einnahmen-Überschussrechnung angesetzt 
wurden. Der Verkauf fand in späteren Jahren statt. Im ersten Jahr ergaben sich regelmäßig hohe Verluste, 
die mit den übrigen positiven Einkünften verrechnet wurden, wodurch hohe Steuerersparnisse erzielt 
wurden. 
Dies ist ab dem 1.1.2006 nicht mehr möglich.20 Zukünftig sind die Anschaffungskosten erst im Jahr der 
Veräußerung anzusetzen. 

 

Renovierungskosten im eigenen Haushalt sollen  

eingeschränkt abziehbar sein 
Eine Ermäßigung der tariflichen Einkommensteuer soll zukünftig auch bei Aufwendungen für 
Renovierungs-, Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen im eigenen Haushalt möglich sein.21 Dies 
sieht eine Kabinettsvorlage vor. 
Die geplante Ermäßigung beträgt 20 % der Aufwendungen, höchstens 600 € pro Jahr. Voraussetzung ist 
auch hier, dass die Aufwendungen durch Vorlage einer Rechnung und die Zahlung durch Beleg des 
Kreditinstituts nachgewiesen werden. 
 

Sonderausgabenabzug der Steuerberatungskosten für private 
Steuererklärung entfällt 

Ab dem 1.1.2006 entfällt der Abzug von Steuerberatungskosten als Sonderausgaben. Damit sind die 
Kosten für die Erstellung z. B. des Mantelbogens der Einkommensteuererklärung, die nach dem 
31.12.2005 gezahlt werden, nicht mehr abzugsfähig.22 
Von dieser Vorschrift nicht betroffen sind die Steuerberatungskosten, die für die Anlagen zur 
Einkommensteuererklärung (z. B. Anlage N, V, KAP, SO) gezahlt werden, weil diese Kosten mit der 
Ermittlung der Einkünfte zusammenhängen. 
Nach den Einkommensteuerrichtlinien23 ist es außerdem möglich, sämtliche Steuerberatungskosten als 
Werbungskosten oder Betriebsausgaben abzuziehen, wenn die gesamten Steuerberatungskosten nicht 
mehr als 520 € im Kalenderjahr betragen. 

                                                 
19 § 33c Abs. 1 EStG neuer Fassung. 
20 § 4 Abs. 3 S. 4 EstG i. d. F. d. Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen, LEXinform-Nr. 0172120. 
21 § 35a Abs. 2 EstG i. d. F. d. Entwurfs eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung. 
22 § 10 Abs. 1 Nr. 6 EstG i. d. F. d. Gesetzes zum Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm, LEXinform-Nr. 0172064. 
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Beispiel: 
Anton R. zahlt für seine Einkommensteuererklärung 120 €, für die Anlage KAP 60 € und für die Anlage 
V 100 €, insgesamt also 280 €. R. kann die 280 € als Werbungskosten bei den Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung voll abziehen. 
Es bleibt abzuwarten, ob die Finanzverwaltung diese Regelung streicht. 
 

Verrechnung von Verlusten aus Steuerstundungsmodellen wird 
eingeschränkt 

Die Verrechnung von Verlusten aus Steuerstundungsmodellen wird eingeschränkt. 
Steuerstundungsmodelle sind meist Fonds in Form von Personengesellschaften, die ihren Anlegern in der 
Anfangsphase hohe Verluste zuweisen. 
Auf Grund einer Gesetzesänderung24 sind Verluste aus solchen Modellen künftig nur noch mit späteren 
Gewinnen aus derselben Einkunftsquelle zu verrechnen. Die Verrechnungsmöglichkeit gilt zeitlich 
unbegrenzt. Die Neuregelung gilt, wenn 
• dem Steuersparfonds nach dem 10.11.2005 beigetreten wurde oder 
• nach dem 10.11.2005 mit dem Außenvertrieb begonnen wurde. Der Beschluss von Kapitalerhöhungen 

und die Reinvestition von Erlösen in neue Projekte stehen dem Beginn des Außenvertriebs gleich. 
Betroffen sind in erster Linie Verluste aus gewerblichen Steuerstundungsmodellen: 
• Schiffsbeteiligungen, soweit sie noch Verluste vermitteln, 
• Medienfonds 
• New Energy Fonds 
• Leasingfonds 
• Wertpapierhandelsfonds 
• Videogamefonds. 
Außerdem sind Verluste aus selbstständiger Arbeit25, aus typischen stillen Gesellschaften26, aus 
Vermietung und Verpachtung27 (insbesondere geschlossene Immobilienfonds) und Verluste aus sonstigen 
Einkünften einbezogen. Nicht betroffen sind Private Equity und Venture Capital Fonds, da diese ihren 
Anlegern keine Verluste zuweisen. 
Insgesamt soll mit diesem Vorhaben die Attraktivität solcher Verlustzuweisungsmodelle eingeschränkt 
werden. Die Regelung könnte sich jedoch positiv auf Schifffonds auswirken, da diese kaum noch mit 
steuerlichen Verlustzuweisungen werben und die Ausschüttungen wegen der günstigen 
Tonnagebesteuerung28 nahezu steuerfrei sind. 
 

Pflicht, sich frühzeitig arbeitssuchend zu melden 
Personen, deren Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis endet, sind nunmehr verpflichtet, sich spätestens 
drei Monate vor der Beendigung persönlich arbeitssuchend zu melden.29 Wenn zwischen 
Kenntniserlangung und Beendigung weniger als drei Monate liegen, hat die Meldung innerhalb von  
 

                                                                                                                                                                            
23 R 102 EStR. 
24 § 15b EstG i. d. F. d. Gesetzes zur Beschränkung der Verlustverrechnung im Zusammenhang mit 

Steuerstundungsmodellen, LEXinform-Nr. 0172063. 
25 § 18 EStG. 
26 § 20 Abs. 1 Nr. 4 EStG. 
27 § 21 EStG. 
28 § 5a EStG. 
29 § 37b S. 1 SGB III i. d. F. des Fünften Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze, 

LEXinform-Nr. 0172086. 
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drei Tagen nach Kenntnis des Beendigungszeitpunkts zu erfolgen.30 Die Meldepflicht besteht auch, wenn 
der Fortbestand des Arbeits- oder Ausbildungsverhältnisses gerichtlich geltend gemacht oder vom 
Arbeitgeber in Aussicht gestellt wird,31 und unabhängig von der individuellen Kündigungsfrist oder einer 
Befristung. 
Bei einem Verstoß gegen die Meldepflicht wird zukünftig nicht mehr das Arbeitslosengeld gemindert32, 
sondern eine Sperrzeit von einer Woche verhängt33 und die Anspruchsdauer entsprechend gekürzt.34 
 
 

Anhebung der Grenze für die Berechnung nach vereinnahmten Entgelten 
Grundsätzlich haben Unternehmer ihre Umsatzsteuer nach vereinbarten Entgelten (Soll-Besteuerung) zu 
berechnen. Das bedeutet, dass die Steuer an das Finanzamt abgeführt werden muss, obwohl noch kein 
Geldeingang zu verzeichnen ist. Dies kann in vielen Fällen zu Liquiditätsengpässen führen. 
Unternehmer, deren Gesamtumsatz im vorangegangenen Kalenderjahr nicht mehr als 125.000 € betragen 
hat oder die keine Bücher führen und Abschlüsse erstellen müssen sowie Angehörige eines freien Berufs 
können auf Antrag ihre Umsatzsteuer nach vereinnahmten Entgelten berechnen. Diese Unternehmer 
müssen dann nur die Steuer aus den vereinnahmten Entgelten (Ist-Besteuerung) abführen. 
Die Grenze von 125.000 € soll ab 2006 auf 250.000 € erhöht werden.35 
Für Unternehmer in den neuen Bundesländern gilt auf Grund einer Ausnahmeregelung eine Grenze von 
500.000 €. Diese Ausnahmeregelung ist bis zum 31.12.2006 beschränkt und soll bis zum 31.12.2009 
verlängert werden. 
 
 

Umkehr der Steuerschuldnerschaft bei Gebäudereinigung 
Der Katalog, nach denen der Leistungsempfänger die Umsatzsteuer schuldet, ist um das „Reinigen von 
Gebäuden und Gebäudeteilen“ erweitert worden. 
Ab dem 1.7.2006 müssen Unternehmer, denen die Reinigung von Gebäuden oder Gebäudeteilen in 
Rechnung gestellt wird, die Umsatzsteuer abführen.36 Der Gebäudereiniger, der für einen Unternehmer 
tätig wird, darf in seiner Rechnung keine Umsatzsteuer ausweisen und muss auf die Umkehr der 
Steuerschuldnerschaft hinweisen. 
Ausgenommen von dieser Regelung sind: 
• Umsätze der Kleinunternehmer nach § 19 Umsatzsteuergesetz 
• Einzelne Umsätze bis zu 500 € (ohne Umsatzsteuer)37 
• Leistungen an Unternehmer (Vermieter) mit nicht mehr als zwei Wohnungen. 
 
 

                                                 
30 § 37b S. 2 SGB III i. d. F. des Fünften Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze, 

LEXinform-Nr. 0172086. 
31 § 37b S. 3 SGB III i. d. F. des Fünften Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze, 

LEXinform-Nr. 0172086. 
32 § 140 SGB III a. F. 
33 § 144 Abs. 6 SGB III  i. d. F. des Fünften Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer 

Gesetze, LEXinform-Nr. 0172086. 
34 § 128 Abs. 1 Nr. 3 SGB III i. d. F. des Fünften Gesetzes zur Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch und anderer 

Gesetze, LEXinform-Nr. 0172086. 
35 § 20 UstG i. d. F. d. Gesetzes zur steuerlichen Förderung von Wachstum und Beschäftigung. 
36 § 13 b UstG i. d. F. d. Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen, LEXinform-Nr. 0172120. 
37 RL 182a UStR. 
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Umsätze aus Glücksspielen oder Glücksspielgeräten sollen wieder 
umsatzsteuerpflichtig werden 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH)38 hatte im Jahr 2005 entschieden, dass Glücksspiele in 
zugelassenen öffentlichen Spielbanken nicht umsatzsteuerfrei sein dürfen, wenn gleichartige Umsätze 
gewerblicher Anbieter umsatzsteuerpflichtig sind. Nach einem Gesetzesentwurf39 sollen die Umsätze der 
Spielbanken umsatzsteuerpflichtig werden. Dieses Schicksal teilen dann auch gleichartige Umsätze 
gewerblicher Anbieter. 
Damit werden aber nicht sämtliche Glücksspiele mit Geldeinsatz steuerpflichtig. Rennwetten, Lotterien 
und Oddset-Wetten nach dem Rennwett- und Lotteriegesetz, die ebenfalls Glücksspiele mit Geldeinsatz 
sind, bleiben steuerfrei. 
 

Nochmals: Grundsteuer bei eigener Wohnnutzung verfassungswidrig? 

Da im Januar 2006 von vielen Gemeinden Grundsteuerbescheide verschickt wurden, erhalten Sie 
nochmals unseren Hinweis aus Newsletter November 2005: 

 
Seit dem 1. August 2005 ist das Bundesverfassungsgericht aufgerufen, über die Verfassungsmäßigkeit der 
Grundsteuer bei Nutzung des Grundstücks zu eigenen Wohnzwecken zu entscheiden. Vom Gericht muss 
geklärt werden, ob die Eigentumsgarantie40 es verbietet, auf Gegenstände des persönlichen 
Gebrauchsvermögens steuerlich zuzugreifen. Bei der Grundsteuer könnte es sich um eine Substanz- oder 
Sollertragsteuer handeln, die nach Ansicht des Bundesverfassungsgerichts41 nicht zulässig ist. Eine 
Substanzbesteuerung könnte vorliegen, weil selbst genutztes Grundvermögen keinen Ertrag abwirft. 
Damit würde nur ein theoretisch erzielbarer Ertrag und nicht der tatsächliche Ertrag, wie bei der 
Einkommensteuer, besteuert. Das ist nur bei besonderen staatlichen Ausnahmelagen 
(Reparationszahlungen nach Kriegsende) zulässig. 
Um das anhängige Verfahren zu nutzen, müssen Rechtsmittel eingelegt werden. 
Die Grundsteuer wird in einem zweistufigen Verfahren festgesetzt. Zunächst erlässt das Finanzamt einen 
Grundsteuermessbescheid.42 Daran anschließend setzt die Gemeinde (bei Stadtstaaten das Finanzamt) mit 
gesondertem Bescheid die Grundsteuer fest.43 
Vorgegangen werden kann gegen den Mess- und/oder den Steuerbescheid. Gegen den Messbescheid kann 
beim Finanzamt Einspruch44 eingelegt und Ruhen des Verfahrens45 beantragt werden. 
Wendet man sich gegen den Grundsteuerbescheid, ist Einspruch (Stadtstaaten), Widerspruch oder Klage 
(Niedersachsen) zu erheben. Das zulässige Rechtsmittel ist in der Rechtsbehelfsbelehrung genannt. In 
allen Fällen ist die Rechtsbehelfsfrist zu beachten. Ist Widerspruch einzulegen, gibt es kein Ruhen des 
Verfahrens. Hier kann man sich mit der Gemeinde einigen, dass der Widerspruch bis zu einer 
Gerichtsentscheidung nicht bearbeitet wird. Gelingt diese Einigung nicht, muss nach dem ablehnenden 
Widerspruchsbescheid geklagt werden. Erst hier gibt es die Möglichkeit, das Verfahren ruhen zu lassen.46 
 
 
                                                 
38 EuGH, Urt. v. 17.2.2005, C-453/02 und C-462/02, DB 2005, S. 430, HFR 2005, S. 487, LEXinform-Nr. 0175309. 
39 § 4 Nr. 9b UstG i. d. F. d. Entwurfs eines Gesetzes zur Eindämmung missbräuchlicher Steuergestaltungen, 

LEXinform-Nr. 0172120. 
40 Art. 14 Abs. 1 S. 1 GG. 
41 BVerfG, Beschl. v. 22.6.1995, 2 BvL 37/91, BStBl 1995 II, S. 655, DB 1995, S. 1740, LEXinform-Nr. 0127445. 
42 § 13 GrStG. 
43 § 27 GrStG. 
44 § 347 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 AO. 
45 § 363 Abs. 2 S. 2 AO. 
46 § 173 S. 1 Verwaltungsgerichtsordnung i. V. m. § 251 S. 1 Zivilprozessordnung. 
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Zu beachten ist, dass die Rechtsbehelfe nur gegen noch nicht bestandskräftige Bescheide eingelegt 
werden können. Dies wird im Jahr 2005 i. d. R. nur bei neuen Bescheiden und 2006 bei Eingang der 
Grundsteuerbescheide im Januar/Februar möglich sein.47 
 
 
 
 
 

Gastbeitrag Rechtsanwalt Thomas Schmitz zur Frage der Neuberechnung 
des Rückkaufwertes zu nach 1994 abgeschlossenen Kapitallebens- und 

privaten Rentenversicherungen 
 
in einem mit großer Spannung erwarteten Urteil zum Thema Kapitallebensversicherungen, hier 

insbesondere zu den Rückkaufswerten vorzeitig gekündigter Kapitallebensversicherungen, hat der 

Bundesgerichtshof (BGH) am 12.10.2005  (Az : IV  ZR  162/03) den Versicherungsgesellschaften eine 

schallende Ohrfeige verpasst. Der Bundesgerichtshof räumt in diesem Urteil mit der Umgehensweise der 

Versicherungsgesellschaften mit den Geldern der Versicherten auf und gesteht den Verbrauchern mehr 

Rechte zu. Insbesondere hat der BGH Klauseln über die Verrechnung der Abschlusskosten in den 

Allgemeinen Versicherungsbedingungen für intransparent und unwirksam erklärt, nach denen der 

Rückkaufwert bei einer Kündigung mit den Vertragskosten - wie Provisionen und Stornogebühren - 

verrechnet werden durften.    

Als Folge des als richtungsweisend zu begrüßenden BGH-Urteils können Kunden der 

Versicherungsgesellschaften bei vorzeitiger Kündigung ihrer nach 1994 (!) abgeschlossenen 

Kapitallebens- oder privaten Rentenversicherungen (auch fondsgebundene) nunmehr mit höheren 

Ausschüttungen rechnen, da diese einen " Mindestbetrag " nicht unterschreiten dürfen. Dementsprechend 

könnten sich aufgrund der Neuberechnung der erhebliche Rückforderungsansprüche der Kunden 

gegenüber den Versicherungsgesellschaften ergeben. 

Hintergrund des Verfahrens war ein früheres Urteil des BGH vom 09.05.2001 ( IV  ZR  121/00). Darin 

hatten die Richter die in damals üblichen Klauseln zur beitragsfreien Versicherungssumme und zum 

Rückkaufswert, zur Verrechnung der Abschlusskosten und zum Stornoabzug für unwirksam erklärt mit 

der Begründung, den Kunden sei nicht ausreichend deutlich gemacht worden, dass sie wegen der 

Kostenverrechnung bei einer Kündigung in den ersten Jahren der Laufzeit allenfalls mit geringen 

Ausschüttungen zu rechnen hätten. Als Reaktion auf diese Entscheidung haben die 

Versicherungsgesellschaften die Versicherungsverträge angepasst, indem sie im Wege eines sog. 

Treuhänderverfahrens (§ 172 Abs.2 VVG) die unwirksamen Vertragsklauseln gegen inhaltsgleiche neue, 

aber aus ihrer Sicht verständlichere Bedingungen, ersetzten. 

Obschon es nach hier vertretener Auffassung zweifelhaft erscheint, ob unwirksame 

Versicherungsbedingungen in einer kapitalbildenden Lebensversicherung überhaupt ersetzt werden 

können, kann diese Frage dahinstehen, wenn der Versicherungsvertrag vor Wirksamwerden der  
                                                 
47 Ein Musterrechtsbehelf und weitere Hinweise sind auf der Homepage des DStV – http://www.dstv.de – zu finden. 
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geänderten Versicherungsbedingungen bereits beendet wurde. Aber selbst wenn eine Ersetzung laut BGH 

zwar grundsätzlich möglich sein soll, so sind jedoch auch die neuen Klauseln zur Kostenverrechnung und 

zum Stornoabzug unwirksam, weil andernfalls die Verwendung der ursprünglich intransparenten und für 

die Kunden nachteiligen Bestimmungen für die Versicherungsgesellschaften folgenlos bliebe. In einer Art 

" Interessenausgleich" zwischen Versicherungsgesellschaften und Kunden kam der BGH hat daher zu 

dem Ergebnis, dass der Rückkaufwert bei Kündigung nach kurzer Laufzeit jedenfalls nicht vollständig 

durch Kosten des Vertragsabschlusses kleingerechnet werden darf.     

   

 

Sollten Sie zu den betroffenen Verbrauchern gehören, die nach 1994 Kapitallebens- oder privaten 

Rentenversicherungen (auch fondsgebunden) abgeschlossen und zwischenzeitlich wieder gekündigt 

haben oder dies beabsichtigen, könnten Sie möglicherweise den Rückkaufwert unter Berücksichtigung 

der genannten Rechtsprechung (neu) berechnen lassen.  

 

- Schmitz, Rechtsanwalt - 
 Anwaltskanzlei Schmitz, Darmstädter Str. 35, 64625 Bensheim 

Telefon 06251-581818  


